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Preußiſche Geſetzzſammlung 


Jahrgang 1921. Nr. 50. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel für die Erweiterung und Einſchleuſung des Fiſchereihafens zu 
— Geeſtemünde, S. 493. — Geſetz, betreffend übernahme von Verpflichtungen des Saarbrücker Knappſchaftsvereins in 
Saarbrücken gegenüber dem Knappſchaſtlichen Rückverſicherungsverband in Charlottenburg durch den Preußiſchen Staat, S. 494. — 
Geſetz zur Anderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 ſowie des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 
1906 und einiger ſonſtiger Vorſchriften des kommunalen Abgabenrechts, S. 495. 


(Nr. 12181.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel für die Erweiterung und Ein⸗ 
ſchleufung des Fiſchereihafens zu Geeſtemünde. Vom 31. Juli 1921. 


Der Dudtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Sl. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Erweiterung ſowie für die ſturmflutfreie 
Eindeichung des Fiſchereihafens zu Geeſtemünde außer den durch Geſetz vom 23. April 1920 
(Geſetzſamml. S. 121) bereitgeſtellten 15 020 000 Mark weitere 168 000 000 Mark (Einhundert⸗ 
achtundſechzig Millionen Mark) nach Maßgabe des von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſtellenden 
Planes zu verwenden. i 

. 982. f 

() Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten Mehrauf- 
wendungen eine Anleihe durch Ausgabe eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1ù vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter 
Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder 
ausgeſtellt. 


(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich- 
zeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöfung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 


von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn— 
betrage beſchafft werden. 
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(é) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die 
Verzinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchem Kurſe die 
Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie 
der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Im übrigen ſind wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (Gefeßfanml. S. 155) anzuwenden. 


8 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 
Berlin, den 31. Juli 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


(Nr. 12182.) Geſetz, betreffend Übernahme von Verpflichtungen des Saarbrücker Knappſchaftsvereins in 
Saarbrücken gegenüber dem Knappſchaftlichen Rückverſicherungsverband in Charlottenburg 
durch den Preußiſchen Staat. Vom 15. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
SR 


Für den Saarbrücker Knappſchaftsverein in Saarbrücken übernimmt der Preußiſche Staat 
vom Inkrafttreten des Friedensvertrages ab zunächſt auf die Dauer von 15 Jahren die Zahlung 
der jährlichen Tilgungsbeträge an den Knappſchaſtlichen Rückverſicherungsverband in Charlotten⸗ 
burg, die dem Saarbrücker Knappſchaftsverein aus folgender Verpflichtung obliegt: Der Saar⸗ 
brücker Knappſchaftsverein hat bis zum 31. Dezember 1966 durch jährliche gleich hohe Teil— 
zahlungen an den Rückverſicherungsverband die Beträge zu leiſten, die erforderlich ſind, um die⸗ 
jenigen von dem Rückverſicherungsverband in Rückdeckung genommenen Penſionskaſſenleiſtungen 
durch Kapital ſicherzuſtellen, die von dem Saarbrücker Knappſchaftsverein vor dem 1. Januar 1917 
feſtgeſetzt und nach dieſem Zeitpunkte bis zum 31. Dezember 1919 infolge Heranziehung der 
Vereinsmitglieder zu vaterländiſchen Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen Dienſten entſtanden ſind. 


9. 2. 
Die Einlöſung der im § 1 bezeichneten Verpflichtung wird alljährlich durch Einſtellung ber 
Mittel in den Staatshaushalt geregelt. 
8 


Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 

Berlin, den 15. Auguſt 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Dominicus. Saemiſch. 


(Rr. 12183.) Geſetz zur Anderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) 
ſowie des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) 
und einiger ſonſtiger Vorſchriften des kommunalen Abgabenrechts. Vom 26. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


1. Anderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152). 


$ 6. 
Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die im Abſ. 1 genannten Verbände dürfen, ſoweit nicht Gebührenf reiheit geſetzlich ) 
angeordnet iſt, für einzelne Handlungen ihrer Organe (für eine Tätigkeit), die im 
weſentlichen im Intereſſe einzelner erfolgen, Verwaltungsgebühren erheben. Gebührenfrei 
ſind Handlungen, bei denen ein öffentliches Intereſſe vorliegt, und der mündliche Verkehr. 
In den zu erlaſſenden Gebührenordnungen müſſen die einzelnen Handlungen, für deren 
Vornahme eine Gebühr erhoben werden ſoll, nach Art und Inhalt der Tätigkeit be⸗ 
zeichnet werden. 

Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Die Gebühren ſollen ſo bemeſſen werden, daß deren Aufkommen die Koſten des 
bezüglichen Verwaltungszweigs nicht überſteigt. 5 
8 8 
erhält als Abſ. 3 folgenden Zuſatz: 
Die Vorſchriften des Artikel 5 Nummer 2 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung 


der Verwaltung vom 13. Mai 1918 Geſetzſamml. S. 53), ſoweit fie fi auf Bew 
waltungsgebühren im Sinne des § 6 Abſ. 2 beziehen, werden aufgehoben. 


845 
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Hinter § 9 wird folgender $ 9a eingefchaltet: 


Abſ. 


9. a 

() Als Veranſtaltung im Sinne des § 9 gilt auch der Bau von Kleinwohnungen. 
Als wirtſchaftlicher Vorteil iſt dabei für die Heranziehung von Arbeitgebern zu Bei- 
trägen die Tatſache anzuſehen, daß durch die geplanten Wohnungen eine unter den 
Arbeitnehmern der Arbeitgeber hervorgetretene Wohnungsnot gemildert oder einer drohenden 
Wohnungsnot vorgebeugt wird. Unter Koſten find dabei nur diejenigen Baukoſten zu 
verſtehen, die nach Abzug des durch die ortsüblichen Mieten verzinſten Teiles der Bau⸗ 
koſten noch zu decken ſind (ſogenannte nicht rentierliche Baukoſten). Zu Beiträgen für 
den Bau von Kleinwohnungen dürfen nur Arbeitgeber herangezogen werden, welche in 
der Gemeinde mehr als 20 Arbeitnehmer beſchäftigen. 

(2) Die Arbeitgeber können zu Beitragsgemeinſchaften vereinigt werden. Die Unter- 
verteilung der Beiträge innerhalb der Gemeinſchaften iſt durch Satzung zu regeln, die 
der Genehmigung der Miniſter des Innern und der Finanzen bedarf. 

(3) Beitragsgemeinſchaften können, wenn ſich das Bedürfnis auf mehrere Gemeinden 
und Gutsbezirke erſtreckt, auch von beſtehenden oder zu begründenden Zweckverbänden 


oder von Gemeindeverbänden gebildet werden. ö 


(4) Streitigkeiten über die Heranziehung zu Beiträgen durch die Gemeinſchaft 
werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. 

(5) Arbeitgeber, die insbeſondere nach dem 1. Januar 1919 bereits ſelbſt zum 
Bauen von Wohnungen für ihre Arbeitnehmer aus eigenen Mitteln in angemeſſenem 
Verhältnis zur Jahl ihrer Arbeitnehmer beigetragen haben, ſollen von dieſen Beiträgen 
befreit werden. 


$ 11. i 
1 erhält folgende Faſſung: 9 

§ 2 Abſ. 1 Satz 1 und 2 und Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Erhebung von 
Marktſtandsgeld, vom 26. April 1872 (Geſetzſamml. S. 513) werden geſtrichen. 


Im Abſ. 2 werden die Worte: 


Als Abſ. 3 und 4 werden folgende Zuſätze angefügt: 


„ein Betrag von 8% des Anlagekapitals und der etwa gezahlten Entſchädigungsſumme“ 
durch „ein wirtſchaftlich angemeſſener Betrag zur Verzinſung und Tilgung des Anlage— 
kapitals und der etwa gezahlten Entſchädigungsſumme ſowie zur Erneuerung vorhandener 
Anlagen“ erſetzt. 


9 13. 


(3) Bei vor dem 1. Januar 1919 getroffenen Steuervereinbarungen haben die 
Gemeinden binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Recht, eine Ab- 
änderung der beſtehenden Abmachungen zu verlangen, wenn und inſoweit infolge der 
geänderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe das Anwachſen ihrer Zuſchläge zu den Real- 
ſteuern und die Steigerung der durch die Arbeitnehmer des Beteiligten verurſachten 
Kommunallaſten, insbeſondere für Volksſchul⸗, Armen, Wegeunterhaltungs- und Polizei⸗ 
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laſten, ſo erheblich ſind, daß billigerweiſe die Tragung der Mehrkoſten der Allgemeinheit 
und den Gemeindeangehörigen nicht zugemutet werden kann. Falls ſich im Wege von 
Verhandlungen eine Einigung über ein neues Abkommen nicht erzielen läßt, ſo entſcheidet 
ein Schiedsgericht, das aus je einem von der Gemeinde und den Beteiligten zu be— 
ſtimmenden Vertreter und einem von der Aufſichtsbehörde zu ernennenden Obmann beſteht. 
Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet in Landgemeinden die Beſchwerde an 
den Kreisausſchuß, in Städten die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt. Kreis⸗ 
ausſchuß und Bezirksausſchuß entſcheiden endgültig. 

(4) Die Gebühren für das Schiedsgericht werden bei Meinungsverſchiedenheiten 
von den Miniſtern des Innern und der Finanzen feſtgeſetzt. N 

Hinter § 16 wird folgender § 16a eingeſchaltet: 
§ 16a. 

(1) Die Gemeinden find zur Förderung der Wohnungsbeſchaffung und der Siedlung 
berechtigt, von Wohnungen, die im Verhältnis zur Zahl der Bewohner oder zur Zweck— 
beſtimmung der Räume als übergroß anzuſehen ſind, eine beſondere Abgabe zu erheben 
ee e 

(2) Von der Steuer befreit find die Räume für dienſtliche, berufliche oder gewerb⸗ 
liche Zwecke oder ſolche, die zur Erledigung ehrenamtlicher öffentlicher Tätigkeit not- 
wendig ſind. 

(3) Die Steuer darf für das erſte Zimmer den auf dieſes entfallenden Teil der 
Miete oder des Mietwerts nicht überſteigen. 


9 23. 
Im Abſ. 1 »werden die Worte „ſowie vom Einkommen“ und ae gefiztehen, 
Im Abſ. 2 fällt Satz 1 weg. 
Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Miet und Wohnungsſteuern dürfen unbeſchadet der Vorſchrift im § 16a nicht neu 

eingeführt werden. 
$ 43. 
Im Abſ. 1 werden die Worte „vom Einkommen und“ geſtrichen. 
Als Abſ. 2 und 3 werden folgende Vorſchriften hinzugefügt: 

(2) Bei vor dem 1. Januar 1919 getroffenen Steuervereinbarungen haben die 
Gemeinden binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Recht, eine Ab⸗ 
änderung der beſtehenden wirtſchaftlichen Abmachungen zu verlangen, wenn und inſoweit 
infolge der geänderten Verhältniſſe das Anwachſen ihrer Zuſchläge zu den Realſteuern 
und die Steigerung der durch die Arbeitnehmer des Beteiligten verurſachten Kommunal⸗ 
laſten, insbeſondere für Volksſchul-, Armen, Wegeunterhaltungs⸗ und Polizeilaſten, fo 
erheblich ſind, daß billigerweiſe die Tragung der Mehrkoſten der Allgemeinheit und den 
Gemeindeangehörigen nicht zugemutet werden kann. Falls ſich im Wege von Verhand⸗ 
lungen eine Einigung über ein neues Abkommen nicht erzielen läßt, ſo entſcheidet ein 
Schiedsgericht, das aus je einem von der Gemeinde und den Beteiligten zu beſtimmenden 
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Vertreter und einem von der Aufſichtsbehörde zu ernennenden Obmanne beſteht. Gegen 
die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet in Landgemeinden die Beſchwerde an den 
Kreisausſchuß, in Städten die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt. Kreisausſchuß 
und Bezirksausſchuß entſcheiden endgültig. 

(3) Die Gebühren für das Schiedsgericht werden bei Meinungsverſchiedenheiten 
von den Miniſtern des Innern und der Finanzen feſtgeſetzt. 


9 53. 
Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 2 
Liegt der Betrieb in einem Gutsbezirke, ſo richtet ſich der Anſpruch gegen die Ge— 


werbetreibenden. Die Zuſchüſſe dürfen alsdann den doppelten Satz der ſtaatlich ver- 
anlagten Gewerbeſteuer nicht überſteigen. 


§ 54 erhält folgende Faſſung: 


§ 54. 

(1) Die Erhebung von Zuſchlägen über 500 vom Hundert der ſtaatlich veranlagten 
Realſteuern bedarf der Genehmigung. 

(2) Sofern in einer Gemeinde die Realſteuern nach beſonderen Steuerordnungen 
mit veränderlichen Steuerſätzen erhoben werden, bedürfen die Beſchlüſſe, durch welche 
die Steuerſätze für das Haushaltsjahr feſtgeſetzt werden, der Genehmigung. 

(3) Die Vertretungen der hiervon a Steuerpflichtigen find vor Faſſung 
des Umlagebeſchluſſes zu hören. 


§ 58. 
Im 8 58 tritt an Stelle des Satzes 2 folgende Faſſung: 

Die Betriebsſteuer ſoll jedoch in der Regel zu den gleichen Hundertſätzen heran⸗ 
gezogen werden wie die Gewerbeſteuer. Zuſchläge zu der Betriebsſteuer, die 500 vom 
Hundert überſteigen, ſowie Abweichungen von dem Hundertſatze der Zuſchläge zu der 
Gewerbeſteuer bedürfen der Genehmigung. 

Als Abſ. 2 wird folgende Vorſchriſt angefügt: 

Der § 54 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 

§ 59 erhält folgende Faſſung: 


959. i 

() Über die Höhe der Zuſchläge zu den Realſteuern ſowie über die Höhe der 
Steuerſätze, welche nach beſonderen Steuerordnungen erhoben werden ſollen, hat die 
Gemeinde bis zum Ablaufe der erſten drei Monate des Rechnungsjahrs Beſchluß zu 
faſſen. Kommt bis zu dieſem Zeitpunkt ein gültiger Beſchluß nicht zuſtande, ſo iſt 
die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde befugt, behufs Deckung des 
Steuerbedarfs das Verhältnis der Zuſchläge zu den einzelnen Realſteuern untereinander 
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oder, ſoweit beſondere Steuerordnungen beſtehen, die nach dieſen Steuerordnungen zu 
erhebenden Steuerſätze feſtzuſetzen. 

(2) Bis zur endgültigen Beſchlußfaſſung durch die Gemeinde oder Feſtſetzung durch 
die Aufſichtsbehörde werden die Zuſchläge oder die Steuerſätze des Vorjahrs forterhoben. 
Hiernach geleiſtete Zahlungen ſind auf die endgültigen Zuſchläge des Rechnungsjahrs 
zu verrechnen. 


8 61 erhält folgende Faſſung: 
ee $ 61. 
(1) Die Veranlagung erfolgt, wenn durch die Gemeindevertretung kein beſonderer 
Steuerausſchuß eingeſetzt iſt, durch den Gemeindevorſtand. i 
(2) Über die Zuſammenſetzung und die Geſchäftsordnung der Ausſchüſſe treffen die 
Miniſter des Innern und der Finanzen die erforderlichen Beſtimmungen. : 
(3) Der Gemeindevorftand kann die Veranlagung einem feiner Organe oder be⸗ 
ſtimmten Beamten übertragen. 


§ 65. N 
Im 8 65 Satz 1 werden die Worte „ſowie von Zuſchlägen zur Staatseinkommenſteuer“ geſtrichen. 


5 $ 66. 
Im Abſ. 2 Zeile 2 werden die Worte „oder die Zuſchläge zur Einkommenſteuer“ geſtrichen. 


i 38.09, 
5 69 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Einſpruch iſt binnen einer Friſt von 4 Wochen bei derjenigen Stelle einzu⸗ 
legen, welche die Heranziehung (Veranlagung) vorgenommen hat. Iſt die Heranziehung 
von einer anderen Stelle als dem Gemeindevorſtande vorgenommen, ſo hat dieſe den 
Einſpruch, falls ſie ihm nicht ſtattgibt, dem Gemeindevorſtande zur Entſcheidung vorzu— 
legen. Wird der Einſpruch rechtzeitig unmittelbar beim Gemeindevorſtande eingelegt, 
ſo gilt die Friſt als gewahrt. 


Hinter § 70 wird als § 70a eingeſchaltet: 


d § 70a. 

Wird im Verwaltungsſtreitverfahren eine Abgabenordnung für rechtsungültig erklärt, 
ſo kann einer neuen Ordnung, die die gleiche oder eine gleichartige Abgabe regelt, 
rückwirkende Kraft beigelegt werden. Dieſe erſtreckt ſich auf die Zeit ſeit dem Inkraft⸗ 
treten der für ungültig erklärten Ordnung und auf die Beſtimmungen der neuen Ordnung, 
durch welche die Abgabepflichtigen nicht ungünſtiger geſtellt werden, als nach der für 
ungültig erklärten Steuerordnung beabſichtigt war, ‚fie erſtreckt ſich nicht auf die durch 
endgültige Heranziehung nach der für ungültig erklärten Steuerordnung erledigten Fälle. 
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8.77 
erhält folgenden neuen Abſatz: 8 : 
Die Genehmigung und gegebenenfalls die Zuſtimmung gilt als an dem Tage 
erteilt, an welchem der zu genehmigende Gemeindebeſchluß gefaßt iſt, indes können die 
betreffenden Behörden einen ſpäteren Zeitpunkt hierfür feſtſetzen. 


Se) 


Im 8 79 Abf. 2 werden die Worte „drei bis hundert Mark“ erſetzt durch „drei bis ein 
tauſend Mark“. i 


$ 80. 
Im 580 Satz 1 werden die Worte „bis zu fünfzehnhundert Mark! erſetzt durch die Worte 
ybis zu fünftauſend Mark! !. f 
$ 82. 
Abſ. 1 erhält folgende Neufaſſung: 
In Abgabeordnungen können Strafen wegen Zuwiderhandlungen bis zur Höhe 
von 1000 Mark angedroht werden. Für bereits in Kraft getretene Steuerordnungen, 


die Strafen wegen Zuwiderhandlunzen androhen, gilt von dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ab ein Betrag von 1 000 Mark als Höchſtſtrafe. 


§ 90. 
Im 8 90 ꝗkritt folgender Abſ. 3 hinzu: i 
Auf Antrag einer Gemeinde kann die Aufſichtsbehörde zulaſſen, daß als Mahnung 
im Sinne des § 7 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen, vom 15. November 1899 (Geſetzſamml. S. 145) auch 
die öffentliche Mahnung gilt. 


Die §9 33 bis 42, 44 bis 52, 55, 67, 71 bis 74, 85, 86 fallen weg. 


II. Anderung des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159). 
9 4. 8 
Im Abſ. 1 Zeile 3 wird hinter dem Worte „Einrichtungen)“ eingeſchaltet: 
und gemäß § 6 Abſ. 2 des Kommunalabgabengeſetzes für die Handlungen ſeiner Organe 


$ 6 erhält folgende Faſſung: 
$ 6. 


Der Kreis iſt befugt, zur Deckung ſeines Bedarfs einen Anteil aus den Erträg⸗ 
niſſen der indirekten Steuern kreisangehöriger Gemeinden zu beanſpruchen und ſelb⸗ 


ſtändig indirekte Steuern einzuführen. Auf die Herbeiführung eines billigen Ausgleichs 
zwiſchen den Bedürfniſſen der kreisangehörigen Gemeinden und des Kreiſes und auf die 
Anpaſſung der beiderſeitigen Steuerordnungen iſt Rückſicht zu nehmen. Bei Streitig ⸗ 
keiten hierüber beſchließt der Bezirksausſchuß. 


87 erhält folgende Faſſung: 
8 z 
(1) Inſoweit als die Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗, Lohn⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer ſowie die ſonſtigen Einnahmen des Kreiſes ſeinen Bedarf nicht decken, iſt 
der Fehlbetrag auf die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke als Kreisabgaben zu verteilen. 
(2) Als Maßſtab der Verteilung dienen je zur Hälfte: 

1. die Höhe der den einzelnen Gemeinden und Gutsbezirken im vorvergangenen 
Jahre zugewieſenen Anteile an den genannten Reichsſteuern, für das 
Rechnungsjahr 1921 das Verhältnis der gewährleiſteten Mindeſtbeträge im 
Sinne des § 56 des Landesſteuergeſetzes in Verbindung mit $ 3 des preußiſchen 

Ausführungsgeſetzes und ü 
2. das Soll der vom Staate veranlagten Realſteuern einſchließlich der Betriebs⸗ 
ſteuern, wie es in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes nach Gemeindebeſchlüſſen und Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen 
der Gemeindebeſteuerung zugrundezulegen und in Gutsbezirken gemäß § 13 
für die Unterverteilung zu veranlagen iſt. Soweit in Gemeinden eine 
Steuerart zu den Abgaben nicht herangezogen iſt, wird das Steuerſoll durch 

den Kreisausſchuß veranlagt. N 


(3) Maßgebend für die Verteilung, nach dem Soll der Realſteuern iſt das Steuer- 
ſoll des dem jedesmaligen Rechnungsjahre vorangegangenen Rechnungsjahres nach dem 
Stande des 1. Januar, und zwar unter Berückſichtigung der bis zu dieſem Zeitpunkte 
feſtgeſetzten Nachveranlagungen, Berichtigungen und ſonſtigen Soll⸗Veränderungen (Zu- 
und Abgänge) ohne Unterſchied, ob es ſich dabei um Steuern für das laufende Jahr 
oder aus Vorjahren handelt. 


(4) Soll-Veränderungen, die erſt nach dem 1. Januar feſtgeſetzt werden, ſind bei der 


Berechnung des Solls für das nächſte Jahr zu berückſichtigen. 


$ 8 erhält folgende Faſſung: 
88. 

(1) Der Kreistag kann mittels einer beſonderen Satzung beſchließen, daß als Maß⸗ 
ſtab für die Verteilung des Fehlbedarfs nach 8 7 Ziffer 2 nicht das ſtaatliche Grund und 
Gebäudeſteuerſoll zugrundezulegen iſt, ſondern das Soll, das ſich bei Erhebung einer 
anderen, nach Maßgabe der §8 25 und 27 des Kommunalabgabengeſetzes veranlagten 
Steuer ergeben würde. 

(2) Die Veranlagung hat durch den Kreisausſchuß zu erfolgen. 
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§ 9 erhält folgende Faſſung: 
8 
Sofern der als Kreisabgabe verteilte Fehlbetrag die im Vorjahr an den Kreis 
erfolgten Überweiſungen aus der Reichs ⸗Einkommen⸗, Lohn- und Körperſchaftsſteuer 
überſchreitet, ſo bedarf die Verteilung der Genehmigung. 


$ 16. 
Im Abf. 1 Zeile 4 wird hinter „90“ eingeſchaltet: 
„auf die rückwirkende Kraft neuer Abgabenordnungen $ 70a 


$ 17. 
Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: f 

4) In Abgabenordnungen können Strafen wegen Zuwiderhandlungen bis zur Höhe 
von 1000 % angedroht werden. Für bereits in Kraft getretene Steuerordnungen, die 
Strafen wegen Zuwiderhandlungen androhen, gilt von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ab ein Betrag von 1000 % als Höchſtſtrafe. 


§ 19. 
Die Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 


1. die Erhebung von Verwaltungsgebühren und Beiträgen (88 4 und 5) 
Hinter § 20 wird folgender § 20a eingeſchaltet: 


9 204. 


Auf die zeitliche Wirkung der Genehmigung findet § 77 Abſ. 3 des Kommunal- 
abgabengeſetzes Anwendung. 


§ 25 erhält folgende Faſſung: 
AS 25 i 
4) Inſoweit als die Überweiſungen aus der Reichs⸗Einkommen⸗, Lohn⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuer ſowie die ſonſtigen Einnahmen der Provinz ihren Bedarf nicht decken, iſt 
der Fehlbetrag auf die einzelnen Stadt und Landkreiſe als Provinzialabgaben zu ver 
teilen. 
(2) Als Maßſtab der Verteilung dienen je zur Hälfte: 
1. die Höhe der den einzelnen Stadt- und Landkreiſen zuſammen mit den zu⸗ 
gehörigen Gemeinden und Gutsbezirken im vorvergangenen Jahre zugewieſenen 
Anteile an den genannten Reichsſteuern, für das Rechnungsjahr 1921 das 
Verhältnis der gewährleiſteten Mindeſtbeträge im Sinne des § 56 des Landes⸗ 
ſteuergeſetzes in Verbindung mit § 3 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes; » 
2. das Soll der vom Staate veranlagten Realſteuern einſchließlich der Betriebs- 
ſteuern, wie es in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgaben⸗ 
gejeges nach Gemeindebeſchlüſſen und Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen 


a ee 


der Gemeindebeſteuerung zugrundezulegen und in Gutsbezirken gemäß § 13 
für die Unterverteilung zu veranlagen iſt. Soweit in Gemeinden eine Steuer⸗ 
art zu den Abgaben nicht herangezogen iſt, wird das Steuerſoll durch den 
Kreisausſchuß veranlagt. 

(3) Maßgebend für die Verteilung nach dem Soll der Realſteuern iſt das Steuer⸗ 
ſoll des dem jedesmaligen Rechnungsjahre vorangegangenen Rechnungsjahrs nach dem 
Stande des 1. Januar, und zwar unter Berückſichtigung der bis zu dieſem Zeitpunkte 
feſtgeſetzten Nachveranlagungen, Berichtigungen und ſonſtigen Soll Veränderungen (Zu⸗ 
und Abgänge) ohne Unterjchied, ob es ſich dabei um Steuern für das laufende Jahr 
oder aus Vorjahren handelt. 

(1) Soll-Veränderungen, die erſt nach dem 1. Januar feſtgeſetzt werden, ſind bei 
der Berechnung des Solls für das nächſte Jahr zu berückſichtigen. 


8 26 erhält folgende Faſſung: 
§ 26. i 
Sofern der als Provinzialabgabe verteilte Fehlbetrag die im Vorjahr an die 
Provinz erfolgten Überweifungen aus der Reichs⸗Einkommen⸗, Lohn, und Körperſchafts⸗ 
ſteuer überſchreitet, ſo bedarf die Verteilung der Genehmigung. 


§ 30. 
Abſ. 1 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
1. Bei der Verteilung der Provinzialſteuern auf die Bezirksverbände findet der $ 25 ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 
Saal 
Im Abf. 2 Zeile 2 wird hinter „90“ eingeſchaltet: 
für die rückwirkende Kraft neuer Abgabenordnungen § 70a 


Hinter § 31 wird folgender § 31a eingeſchaltet: 


§ 31a 
§ 31a. 
In Abgabeordnungen der Provinzen können Strafen wegen Zuwiderhandlungen 
bis zur Höhe von 1000 & angedroht werden. 


$ 38. 
In Nr. 1 wird hinter dem Worte „von“ eingeſchaltet „Verwaltungsgebühren und’! 
Ferner wird am Schluſſe des § 33 folgender Satz angefügt: 
Auf die zeitliche Wirkung der Genehmigung findet $ 77 Abſ. 3 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes Anwendung. 
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III. Sonſtige Anderungen der Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts. 


Sl. 
Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk und Zweckverbände im Sinne des Geſetzes vom 
19. Juli 1911 (Geſetzgamml. S. 115) dürfen Verwaltungsgebühren im Sinne des $ 6 Abſ. 2 des 
Kommunalabgabengeſetzes erheben. 5 
§ 2. 


Der 5 82 des Kommunalabgabengeſetzes findet auf den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 
und Zweckverbände ſinngemäße Anwendung. 


IV. Ausführungsbeſtimmungen. 


SH, 

Der Minifter des Innern und der Finanzminiſter ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 5 
9 2.5 


0 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem ver— 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 26. Auguſt 1921. 


Das Preußiſche Stagtsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. 
Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 
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